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Liebe Kollegin, lieber Kollege,
wieder einmal musste das Bundesverfassungsgericht 
eingreifen. Die Einheitsbewertung für Grundbesitz 
wurde für verfassungswidrig erklärt. Wie schon 2014 
bei der Erbschaftsteuer hat Karlsruhe den Steuerge-
setzgeber daran erinnert, dass auch er an die Ver- 
fassung gebunden ist und vor allem den dort ver
ankerten Gleichheitsgrundsatz zu beachten hat. 
Gleichzeitig versahen die Richter die Steuer in ihrer 
jetzigen Form mit einem Verfallsdatum. Spätestens 
Ende 2024 ist Schluss mit der derzeitigen Grund
steuer. Ein riesengroßes Damoklesschwert für die 
Gemeinden.

Die Entscheidung zu dieser Thematik wird aus mehreren Gründen Geschichte 
machen. Zum einen durch die Menge: Es sind rund 35 Millionen wirtschaftliche 
Einheiten betroffen, sodass sich die Frage stellt: Wer soll eine neue Hauptfest
stellung erledigen? Personal ist jedenfalls derzeit keines für diese Aufgabe da, 
und auch der „Kollege Computer“ hat sich noch nicht zum Dienst gemeldet. Eine 
solche „Massenkorrektur“ hat es bis dato noch nicht gegeben. Ein weiteres Phä-
nomen, das einzigartig ist: Nicht nur jeder selbstnutzende Eigentümer ist betrof-
fen, sondern auch jeder Mieter, weil in Deutschland die Grundsteuer in voller 
Höhe an die Mieter weiterberechnet werden kann. Und einmalig ist auch, dass 
das Gericht einen verfassungswidrigen Zeitraum vom 1. Januar 2002 bis zum 
31. Dezember 2024 absegnet, also die Verwendung grundrechtswidriger Einheits-
werte über eine Spanne von sage und schreibe 23 Jahren zulässt. 

Wer also soll 35 Millionen Einheitswerte in Ost und West neu feststellen und 
wie? Konzepte sehe ich nicht, obwohl die Entscheidung aus Karlsruhe schon 
lange so zu erwarten war. Die Sache darf nicht auf dem Rücken der sehr schmal 
besetzten Bewertungsstellen ausgetragen werden. Es muss sofort gehandelt 
werden. Als Deutsche Steuer-Gewerkschaft fordern wir die Bundesländer auf, 
sich umgehend um entsprechende Personalressourcen zu kümmern. Und Bun-
destag und Bundesrat sind gefragt, wenn es um ein schlankes, rasch umsetz- 
bares neues Bewertungsverfahren geht.

Mit herzlichen kollegialen Grüßen

Ihr

Thomas Eigenthaler, 
Bundesvorsitzender
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